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"/PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

/' 

Rn das 
Bundesministerium 
für Inneres 

Postfach 100 
1014 Wien 

R b s ehr i T t 

Wien; am 27.7. 1992 

Inr Zeichen/Schreiben vcm: Unser Zeichen: 
76 2D1h - 1/7./92 2}.juni 1992 R-fi92/R/l1i 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes Uber die 
Einreise und den Aufenthalt von Fremden 
(Fremt.1engesetz - FrG) 

DurchwahL : 
511,. 

Die Präsi den tenkont-erenz der LandwirtschaFtskammern Ös ter-

reichs beehrt sich~ dem Bundesministerium FUr Inneres zu 

dem im BetreFF genannten Entwurf Folgende Stellungnahme 

bekannt zugeben: 

Die PräsidentenkonFerenz begrUBt grundsätzlich den vorlie­

genden EntwurF~ insbesondere auch die HerausLdsung des 

gesamten auF Fremde bezogenen Regelungskomplexes aus dem 

Paßgese tz und des sen (Jerei ni gung mi t den t-remdenpoLi ze.i L.i -

ehen Bestimmungen. 

Zu e.inzel. nen Bes t.immungen: 

Zu§ 7: 

Da auch ei n Fremder Rnspruch auf Rech t ss i ctlerhei t ha t j 

soLL Abs.1 Lauten wie FoLgt: "Ein Sichtvermerk ist einem 

Fremden auF Rntrag zu erteiLen; ... " Da diesFalls der Be­

hörde kein Ermess817spieLraum eingeräumt ist.; sinri der FlIJs.3 
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zu streichen und einzeLne ELemente daraus eventuell in 

§ 10 (Sichtsvermerksversagung) einzubauen. 

Zu § 8: 

Analog dem zu § 7 Gesagten solLte auch hier der 1. Satz 

lauten wie t-olgt: "Ein unberristeter Sichtvermerk ist einem 

Fremden zu erteilen J .•• 

Zus '1D: 

.Tn Aas. 'i Z .2 soL [te ni ch t da,aur abges teL L t IN'erden, ob 

lier Sichtvermerkswerber übe, aus,eicheneie eiaene NitteL 

verfügt. Rnalog § '16 Letzter Satz und § 32 Abs.3 Z 2 soLlte 

Lias Wort "eigene im Gesetzestext gestrichen werden. Wei­

ters soLlte in eiiesem Punkt nicht eine "alle Risken abeiek­

keneie" Krankenversicherung verLangt wereien, sondern es müß­

te-l'Iie auch bei InL ändern ein "umrassende, K,ankenversi che­

rungsschutz" ausreichend sein. 

Zur Ve,meidung von unbiLligen Hä,terälLen soLlte 

Abs.3 dahingehenei ergänzt werden J daß "trotz Vorliegens 

eines Sichtvermerksversagungsgrundes gemäß Abs. 1 Z 2, 3, 

5, 6 oder 7 in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen 

aus humanitären Gründen" ein Sichtvermerk erteilt werden 

kann, Trotz der in den Erläuterungen unte, Punkt I. Allge­

meiner Teil angerührten ProbLeme soll österreich schon rein 

aus humanitären Gründen ein Asylland bleiben. Dazu ist aber 

zum Beispiel ndtig, eiaß ein Sichtvermerk auch erteiLt wer­

den kann, wenn sich der Werber nach Umgehung der Grenzkon­

trollen im Bundesgebiet aurhäLt. 

Zu§ '11: 

Da es neben der Durchsetzbarkeit eines Aurenthaltsve,botes 

oder einer Ausweisung insbesoneiere daraur ankommt, daB die­

se auch ausgesprochen wurden, hat der 1. Satz des Abs.2 zu 

Lauten wie roLgt: "Ein Sichtve,merk wird ungüLtig, wenn 

gegen einen Fremden ein Aurenthaltsve,bot ode, eine Auswei-
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sung ausgesprochen wurde und durchse t zbar wi rd. " 

Zu § 28: 

Rnalog dem zu § 10 Rbs. 1 Z 2 Gesagten sollte auch hier im 1. 

Satz des Rbs.3 das Wort "eigene" gestrichen werden. 

Rbs.3 Z 3 sollte lauten wie rolgt: das ihnen als Fami­

Lienmitglied eines zum Rurenthalt "Berechtigten" Unterhalt 

gewähr t wi rd. " Dami t sol l si cherges tel L t werden, daß -

wie es ja auch aur 5eite 29 der ErL~uterungen bemerkt wird 

ein UnterhaLisanspruch gegenUber einem jedem zum Ruren­

thai. t Berechtigten qentlr:if., !lnd daB es ';ich hieIJei f7J:cI7t um 

t.C'.i nen EWF!- Bliroer handeL n muB. 

Zu g 32: 

Rbs.3 sol L te mi t einer 4. Z dahingehend ergänzt hlerden~ daß 

auch zu erwartefll1e 5 tra t-ta ten aL s LJrunä ei ner ZurDckweJ: sU17g 

herangezogen werden kdnnen. Ein Formulierungsvorschlag: 

"4. bestimmte Tatsachen äie Rnnahme rechtrert.igen, sie woLL­

ten den Rurenthalt im Bundesgebiet zur vorsätzlichen Bege­

/7ung von Verbrechen oder Vergehen im Sinne des Strargesetz­

buches, BGBL. Nr. 60/1974 benUtzen. " 

Zu§ 50: 

Hier erhebt sich die Frage, ob ein reines Betretungsrecht 

von R':3umLichkeiten ausreicht, den beabs.icl7tigten ErroLg 

eli eser Bes t immung herbei zu rühren . Ei nersei t s f7ei Bt es efazu 

in den Erläuterungen, daB ein Betretungsrecht notwendig 

ist, "weil ... Fremcle sich in Wohnungen versteckten ... " 
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anäererseits sind - Zitat aus den ErLäuterunt;len: "Durchsu­

chungen weräen nicht vorgesehen" eben keine Durchsuchungs­

mdgLichkeiten gegeben. 

Das Präsiäium äes Nat~'onaLrates wird von lheser 5teLLunq­

nahme durch Ubersenäung von 25 ExempLaren in Kenntnis g2-

.''ietz t. 

Der GeneraLsekretär: 

yez.i.V.Dipl.Ing.5trasser 
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